
Die Rüge der Verletzung der Aufklärungspflicht (§ 86 Abs. 1 VwGO) stellt keinen Berufungszulassungsgrund
im Asylverfahren dar (§ 78 Abs. 3 Nr. 3 AsylG i.V.m. § 138 VwGO).

(Amtlicher Leitsatz)

2 LA 67/16

Oberverwaltungsgericht für das Land Schleswig-Holstein

Beschluss vom 29.09.2017

T e n o r

Der  Antrag  der  Kläger  auf  Zulassung  der  Berufung  gegen  das  Urteil  des  Schleswig-Holsteinischen
Verwaltungsgerichts - 7. Kammer, Einzelrichterin - vom 12. April 2016 wird abgelehnt.

Die Kläger tragen die Kosten des Zulassungsverfahrens.

G r ü n d e

Der Antrag der Kläger auf Zulassung der Berufung ist  abzulehnen, da die geltend gemachten Zulassungs-

gründe der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache gemäß § 78 Abs. 3 Nr. 1 AsylG (1.) und der Verletzung

rechtlichen Gehörs gemäß § 78 Abs. 3 Nr. 3 AsylG (2.) nicht vorliegen bzw. nicht dargelegt sind (vgl. § 78

Abs. 4 Satz 4 AsylG).

1. Voraussetzung für den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 78 Abs. 3 Nr. 1

AsylG) ist, dass die im Zulassungsantrag dargelegte Rechts- oder Tatsachenfrage für die Entscheidung der

Vorinstanz  von Bedeutung war,  auch  für  die  Entscheidung im Berufungsverfahren  erheblich  wäre,  bisher

höchstrichterlich oder - bei tatsächlichen Fragen oder revisiblen Rechtsfragen - durch die Rechtsprechung des

Berufungsgerichts nicht geklärt, aber klärungsbedürftig und über den zu entscheidenden Fall hinaus bedeutsam

ist (vgl. VGH München, Beschluss vom 8. August 2013 - 14 ZP 13.30199 -, juris, Rn 7 m.w.N.).

Die grundsätzliche Bedeutung einer Rechtssache ist daher nur dann im Sinne des § 78 Abs. 4 Satz 4 AsylG

dargelegt, wenn eine derartige Frage konkret bezeichnet und darüber hinaus erläutert worden ist, warum sie im

angestrebten  Berufungsverfahren  entscheidungserheblich  und  klärungsbedürftig  wäre  und  aus  welchen

Gründen ihre  Beantwortung über  den konkreten Einzelfall  hinaus dazu beitrüge,  die  Rechtsfortbildung zu

fördern oder  die  Rechtseinheit  zu  wahren.  Des  Weiteren muss  substantiiert  dargelegt  werden,  warum die

aufgeworfene Frage im Berufungsverfahren anders als im angefochtenen Urteil zu entscheiden sein könnte und

- im Falle einer Tatsachenfrage - welche neuen Erkenntnismittel eine anderslautende Entscheidung nahelegen

(vgl. OVG Schleswig, Beschluss vom 1. September 2016 - 2 LA 85/16 -, juris, Rn 5 f.).
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Diese Anforderungen erfüllen die von den Klägern aufgeworfenen Fragen, ob

1.  vor  dem  Hintergrund  der  gestiegenen  Verfolgung  von  Konvertiten  insbesondere  bei  Beitritt  zu
evangelikalen  und  evangelisch-freikirchlichen  Gruppierungen  in  Iran,  das  Gericht  erster  Instanz
gehalten ist, zur Bildung der eigenen Überzeugung von der identitätsprägenden Religionsausübung, als
sachverständige Zeugen den Taufpastor  und gegebenenfalls  den  Pastor  der  aktuellen  Gemeinde  der
Asylsuchenden einzuvernehmen hat,

2. bezüglich der Frage, ob und inwieweit den Asylsuchenden Verfolgung in Iran nach Konversion und
lebhafter Teilnahme am Gemeindeleben einer evangelikalen oder evangelisch-freikirchlichen Gemeinde
droht,  ein  Hinweis  auf  den  Allgemeinplatz  genügt,  dass  Rückkehrer  in  der  Regel  lediglich  eine
Befragung der Sicherheitsdienste über sich ergehen zu lassen haben oder vielmehr konkret zu prüfen ist,
ob die religiöse Betätigung in Deutschland nicht Anlass genug für eine Verfolgung darstellt, und

3. in Fällen der angegebenen Konversion bei Herkunftsstaaten, die bekannter- und erwiesenermaßen
Christen verfolgen, das Gericht gehalten ist, durch gezielte Nachfrage bezüglich der Reaktion der im
Herkunftsstaat  verbliebenen Verwandten auf  die  Konversion,  die Bedeutung der Konversion für  die
Asylsuchenden  zu  ergründen  und  zu  hinterfragen  hat,  wie  die  Asylsuchenden  gedenken  in  ihren
Herkunftsländern den Glauben weiterzuleben

nicht.

Die erste Frage ist in der obergerichtlichen Rechtsprechung bereits geklärt.

Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung (vgl. BVerwG, Beschluss vom 25. August 2015 – 1 B 40.15 – juris

LS und Rn 9, vgl. auch OVG Schleswig, Beschlüsse vom 19. März 2015 – 3 LA 17/15 –, vom 30. März 2015 –

2 LA 65/14 – und vom 19. Januar 2016 – 2 LA 2/16 -, jeweils m.w.N.) ist es ureigene Aufgabe des Gerichts,

die Ernsthaftigkeit eines vom Asylbewerber behaupteten Glaubenswechsels zu würdigen (vgl. dazu auch OVG

Münster, Beschluss vom 18. März 2014 – 13 A1 080/13. A –, Rn. 11, 20 m.w.N., VGH München, Beschluss

vom 8. August 2013 – 14 ZP 13. 30199 –, Rn. 5 mwN; jeweils zitiert nach juris). Danach ist die Frage, ob der

von  einem  Asylbewerber  behauptete  Glaubensübertritt  auf  einer  ernsthaften  und  innerlich  gefestigten

Überzeugung  beruht,  höchstpersönlicher  Natur  und  kann  (und  muss)  allein  vom Asylbewerber  glaubhaft

gemacht  werden.  Hierbei  kommt  es  entscheidend  auf  die  Glaubhaftigkeit  der  Schilderung  und  die

Glaubwürdigkeit  der  Person des  Asylbewerbers  an,  die  das  Gericht  selbst  im Rahmen einer  persönlichen

Anhörung  des  Asylbewerbers  zu  überprüfen  und  tatrichterlich  zu  würdigen  hat  (BVerwG,  Urteil  vom 9.

Dezember 2010 – 10 C 13.09 –, Rn. 19, juris).

Gemessen an diesen Grundsätzen kann eine Einschätzung eines Dritten, auch wenn dieser Taufpastor oder

Pastor der aktuellen Gemeinde des Asylsuchenden ist, die vom Gericht zu beurteilende Ernsthaftigkeit einer

vom  Asylbewerber  behaupteten  Konversion  nicht  ersetzen.  Soweit  die  Kläger  sich  auf  ein  an  die

Gemeindeverantwortlichen gerichtetes Papier des EKD Evangelische Kirchen in Deutschland aus dem Jahre

2013, nach welchem die Prüfung der Ernsthaftigkeit und Nachhaltigkeit der Konversion von den verantwort-

lichen Gemeindeträgern sorgfältig und verantwortungsvoll sowie deutlich umfassender als von den Gerichten

und Behörden geprüft  werde und dementsprechend auch Instanzgerichte standardmäßig Gemeindepastoren

und Taufpastoren befragten, überzeugt dies nicht und wirft keine erneute Klärungsbedürftigkeit auf (vgl. dazu
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BVerwG, aaO., OVG Münster, aaO, juris, Rn. 22f.). Dies gilt auch bei verbleibenden Zweifeln des Gerichts an

der  Ernsthaftigkeit  und  Nachhaltigkeit  der  Konversion.  Auch  in  einem solchen  Fall  ist  die  „ergänzende“

Einschätzung der Tauf- oder Gemeindepastoren nicht geeignet, die Würdigung des Gerichts zu ersetzen.

Die  von den  Klägern  zu  2.  aufgeworfene  Frage  ist  eine  in  das  Gewand einer  Grundsatzfrage  gekleidete

Verfahrensrüge,  mit  der  die  Begründung  nicht  für  ausreichend  erachtet  wird  („ob  ein  Hinweis  auf  den

Allgemeinplatz … genügt“, Verstoß gegen § 117 Abs. 2 Nr. 5, § 108 Abs. 1 Satz 2 VwGO). Abgesehen davon,

dass eine Entscheidung nur dann nicht mit Gründen versehen ist, wenn sie so mangelhaft begründet ist, dass

die Entscheidungsgründe ihre beiden Funktionen nicht  mehr  erfüllen können,  die Beteiligten über die der

Entscheidung  zugrunde  liegenden  tatsächlichen  und  rechtlichen  Erwägungen  zu  unterrichten  und  dem

Rechtsmittelgericht  die Nachprüfung der inhaltlichen Richtigkeit  in prozessrechtlicher  und materiell-recht-

licher Hinsicht zu ermöglichen, wofür einfache Unzulänglichkeiten der Begründung nicht genügen (stRspr.,

vgl. BVerwG, Beschluss vom 4. Oktober 2013 - 6 B 13.13 -, juris Rn. 13), ist zum vom Verwaltungsgericht

zugrundelegten „Allgemeinplatz“ weder dargelegt, weshalb es weiterer Ausführungen bedurfte, noch – sollte

es  sich  um eine  Tatsachenfrage  handeln  –  welche  Auskünfte  entgegenstehen (vgl.  zu  Letzterem:  Senats -

beschluss vom 1. September 2016 - 2 LA 85/16 -, juris Rn. 6).

Das Verwaltungsgericht  hat  eine dauerhafte  Hinwendung der  Kläger  zum Christentum nicht  als  glaubhaft

erachtet  (UA Seite  9-12).  Demgemäß  könnte  die  aufgeworfene  Tatsachenfrage  nur  dann  entscheidungs-

erheblich sein, wenn allein der formale Akt des Übertritts zum christlichen Glauben im Ausland, auch wenn

dieser nach einer Rückkehr in den Iran nicht mehr gelebt wird, Repressalien seitens des iranischen Staates

nach sich zöge. Dafür benennen die Kläger aber keine Belege. Soweit sie die Ausführungen des Verwaltungs-

gerichts (UA Seite 12) in Bezug auf den Lagebericht des Auswärtigen Amtes vom 11. Februar 2014, Seite 31,

welcher sich mit im Ausland tätigen Oppositionsgruppen beschäftigt, als nicht auf den Fall im Ausland tätiger

„Konvertiten“  für  anwendbar  halten,  ist  dies  unerheblich.  Denn  zum  einen  lässt  der  Bericht  jedenfalls

Rückschlüsse  in  Bezug  auch  auf  die  Beobachtung  von  im  Ausland  zum  Christentum  „konvertierten“

Asylbewerbern zu. So hat das Schleswig-Holsteinische Oberverwaltungsgericht bereits entschieden, dass dem

Umstand, dass Asylbewerber sich durch Riten wie etwa der Taufe oder dem Besuch von Gottesdienst nach

außen  hin  zur  christlichen  Kirche  bekannt  haben,  allein  nicht  ausreichend  ist  für  die  Annahme  von

Verfolgungsmaßnahmen  seitens  des  iranischen  Staates.  Den  iranischen  Behörden  ist  ein  asyltaktisches

Vorgehen ihrer Staatsbürger im westlichen Ausland durchaus gegenwärtig (OVG Schleswig, Beschlüsse vom

22. Juli 2015 – 3 LA 41/15 – und vom 19. März 2015 – 3 LA 17/15 -). Zum anderen legen die Kläger dagegen

keine gegenteiligen Auskünfte vor.

Schließlich  betrifft  die  zuletzt  zur  grundsätzlichen  Bedeutung  gestellte  Frage  weder  tatsächliche  noch

rechtliche Fragen, sondern stellt einen Versuch dar, den Instanzgerichten einen Fragenkatalog zur Überprüfung

eines Glaubensübertritts vorzuschreiben.
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Die Kläger rügen damit der Sache nach, das Verwaltungsgericht sei seiner Aufklärungspflicht nach § 86 Abs. 1

VwGO nicht nachgekommen, indem es sie nicht zur Feststellung eines Glaubensübertritts „gezielt hinsichtlich

der Reaktion der im Herkunftsstaat verbliebenen Verwandten auf die Konversion“ befragt habe und erheben

damit sinngemäß die Verfahrensrüge einer nicht ordnungsgemäßen Aufklärung des Sachverhalts. Diese stellt

aber keinen Berufungzulassungsgrund im asylverfahrensrechtlichen Sinn dar (vgl. § 78 Abs. 3 Nr. 3 AsylG

iVm § 138 VwGO, vgl. auch OVG Bremen, Beschluss vom 9. Juni 2017 – 2 LA 88/17 – juris LS 2 und Rn. 6,

OVG Münster, Beschluss vom 17. Mai 2017 – 11 A 682/16.A – juris Rn. 13, VGH München, Beschluss vom

20. April 2017 – 13a ZB 16.30368 – juris Rn. 5 und OVG Schleswig, Beschluss vom 20. Juli 2017 – 3 LA

145/16  –  LS  und  Rn.  6).  Eine  unterbliebene,  allerdings  gebotene  Sachverhaltsaufklärung  kann  zwar  im

Einzelfall einen Verstoß gegen das rechtliche Gehör darstellen. Die anwaltlich vertretenen Kläger haben jedoch

einen derart schwerwiegenden Verstoß gegen § 86 Abs. 1 VwGO, der eine Verletzung der Sachaufklärungs -

pflicht des Gerichtes in eine Verletzung des Anspruchs auf „rechtliches Gehör“ umschlagen ließe (vgl. hierzu

BVerfG, Beschluss vom 27. April 2004 - 2 BvR 1318/03 -), nicht substantiiert dargelegt.

Das rechtliche Gehör gewährleistet im Sinn der Wahrung eines verfassungsrechtlich gebotenen Mindestmaßes,

dass ein Kläger die Möglichkeit haben muss, sich im Prozess mit tatsächlichen und rechtlichen Argumenten zu

behaupten (BVerfG, Beschluss vom 21. April 1982 – 2 BvR 810/81 – BVerGE 60, 305/310). Die Rüge der

Verletzung der Aufklärungspflicht nach § 86 Abs. 1 Satz 1 VwGO berührt den Regelungsgehalt des Art. 103

Abs. 1 GG indes nicht;  denn der Grundsatz des rechtlichen Gehörs stellt  nur sicher, dass das Gericht  die

Ausführungen der Beteiligten würdigt. Art. 103 Abs. 1 GG gibt den am Prozess Beteiligten jedoch keinen

Anspruch  darauf,  dass  das  Gericht  Tatsachen  erst  beschafft  oder  von  sich  aus  Beweis  erhebt  (BVerfG,

Beschluss vom 2. Dezember 1969 – 2 BvR 320/69- BVerfGE 27, 248/251). Aufklärungspflichten, die über den

verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen hinausgehen, sich zu dem der Entscheidung zugrunde gelegten

Sachverhalt  zu  äußern,  sind,  auch  wenn  sie  im  einfachen  Prozessrecht  verankert  sind,  nicht  von  der

Schutzwirkung des Rechts auf Gehörs umfasst (BayVerfGH, Entscheidung vom 29. Januar 2014 – Vf. 18-VI-

12 -, BayVBl 2014, 448), zitiert nach VGH München, Beschluss vom 20. April 2017 - 13a ZB 16.30368 -,

juris, Rn 5).

2. Die Klägerin kann sich auch nicht auf den Zulassungsgrund der Verletzung rechtlichen Gehörs (§ 78 Abs. 3

Nr. 3 AsylG) berufen. Ein danach beachtlicher Verfahrensfehler ist nicht dargelegt.

Mit dem Vortrag, das Verwaltungsgericht habe sie mit der Bewertung ihrer Ausführungen zur Konversion, in

dem  es  auf  das  Fehlen  eines  Erweckungserlebnisses  und  auf  das  wiederkehrende  und  gleichförmige

Vorbringen der in … getauften Konvertiten abgestellt habe sowie bezüglich der Einschätzung der Darlegungen

des Gemeindepastors überrascht, ohne dass sie sich nach einem gebotenen Hinweis hätten erklären können,

wird die allein in Betracht kommende Verletzung im Recht auf rechtliches Gehör (§ 78 Abs. 3 Nr. 3 AsylG

i.V.m. § 138 Nr. 3 VwGO) nicht dargelegt.
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Der  aus  Art.  103  Abs.  1  GG  folgende  Anspruch  auf  rechtliches  Gehör  verpflichtet  das  Gericht,  die

Ausführungen  der  Prozessbeteiligten  zur  Kenntnis  zu  nehmen  und  in  Erwägung  zu  ziehen,  und  soll  als

Prozessgrundrecht  sicherstellen,  dass die Entscheidung des Gerichts frei  von Verfahrensfehlern ergeht,  die

ihren Grund in unterlassener Kenntnisnahme und Nichtberücksichtigung des Sachvortrags der Parteien haben

(BVerfG, Beschlüsse vom 30. Januar 1985 - 1 BvR 393/84 -, juris Rn. 10 und vom 18. Januar 2011 - 1 BvR

2441/10 -, juris Rn. 10 f.). Er gewährleistet den Beteiligten zudem, sich vor einer gerichtlichen Entscheidung

zum zugrundeliegenden Sachverhalt  und zur  Rechtslage zu äußern.  Der  Entscheidung dürfen deshalb nur

Tatsachen und Beweisergebnisse zugrunde gelegt werden, zu den sich die Beteiligten äußern konnten (§ 108

Abs.  2  VwGO).  Die  Entscheidung  darf  zudem  -  zur  Vermeidung  einer  unzulässigen  Überraschungs-

entscheidung  -  nicht  auf  Gesichtspunkte  abstellen,  mit  denen  ein  gewissenhafter  und  sachkundiger

Prozessbeteiligter nach dem bisherigen Verfahrensablauf nicht zu rechnen brauchte (BVerwG, Beschluss vom

16. Februar 2010 - 10 B 34.09 -, juris Rn. 6).

Gemessen an diesen höchstrichterlichen Grundsätzen war den Klägern das rechtliche Gehör nicht versagt.

Das Verwaltungsgericht  hat  die  Kläger zu ihrer  Hinwendung zum christlichen Glauben befragt  (Sitzungs-

protokoll S. 2 bis 5). Aus den Urteilserwägungen (UA S. 9/10) ergibt sich sodann, dass das Verwaltungsgericht

die Verfolgungsgeschichte der Kläger vor allem deshalb als unglaubhaft erachtet hat, weil ihre Darlegungen in

der mündlichen Verhandlung in wesentlichen Punkten voneinander abwichen und sich zudem teilweise von

den vor dem Bundesamt gemachten Angaben unterschieden. Zudem haben die Kläger es vor dem Hintergrund

ihrer  unglaubhaften  Verfolgungsgeschichte  nicht  vermocht,  davon zu  überzeugen,  dass  von einem echten

Glaubenswechsel  auszugehen  sei.  Der  behauptete  Glaubenswechsel  sei  aus  Sicht  der  Einzelrichterin  nur

vorgeschoben,  habe  sich  nicht  in  identitätsprägender  Weise  manifestiert  und  sei  als  rein  asyltaktisches

Verhalten vieler iranischer Staatsbürger anzusehen (UA 11/12). Angesichts dieses Verfahrensverlaufs hat das

Verwaltungsgericht auch nicht etwa Anforderungen an den Sachvortrag gestellt, mit denen ein gewissenhafter

und sachkundiger Prozessbeteiligter nicht rechnen musste. Es entspricht vielmehr ständiger höchstrichterlicher

Rechtsprechung (vgl. BVerwG, Beschluss vom 25. August 2015 – 1 B 40.15 – juris LS u. Rn. 9 m.w.N.), dass

der Betroffene von sich aus schlüssige und nachvollziehbare Angaben zu den inneren Beweggründen für die

Konversion macht und im Rahmen seiner Persönlichkeit und intellektuellen Disposition mit den Grundzügen

seiner neuen Religion vertraut ist. Der Sache nach wenden sich die Kläger daher vielmehr erneut gegen die

gerichtliche Würdigung. Die Rüge der Verletzung des rechtlichen Gehörs ist aber von vornherein nicht geeig-

net, eine – vermeintlich – fehlerhafte Feststellung und Bewertung des Sachverhalts einschließlich seiner recht -

lichen Würdigung zu beanstanden (vgl. auch OVG Münster, Beschluss vom 17. Mai 2017, aaO, juris, Rn 15).

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO. Gerichtskosten werden gemäß § 83b AsylG nicht

erhoben.

Das Urteil des Verwaltungsgerichts ist rechtskräftig (§ 78 Abs. 5 Satz 2 AsylG).

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG).
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